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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Taschengeld nach § 292 Abs. 4 Satz 5 des Gesetzes über 
den Lastenausgleich (Lastenausgleichsgesetz - LAG) für 
Empfänger von Unterhaltshilfe gemäß § 267 LAG 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün- 
chen), Freiherr von Fircks, Frau Jacobi (Marl), Hussing 
und Genossen 
- Drucksache VI/3089 - 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen beantworte ich die in der oben näher bezeichneten 
Anfrage an die Bundesregierung gerichteten Einzelfragen wie 
folgt: 


1. Ist die Bundesregierung bereit, die Höhe des Taschengeldes an 
Unterhaltshilfeempfänger im Hinblick auf die seit 1. Juni 1967 
erheblich gestiegenen Lebenshaltungskosten und die im Rahmen 
der Sozialhilfe gewährten wesentlich höheren Taschengeld- 
beträge zu überprüfen und die Sätze des Taschengeldes ange- 
messen zu erhöhen, ggf. in welchem Umfang und ab welchem 
Zeitpunkt? 


Der Satz des von dem Träger der Sozialhilfe für Hilfeempfän- 
ger nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) gemäß § 21 
Abs. 1 dieses Gesetzes einem alleinstehenden Berechtigten nach 
Vollendung des 21. Lebensjahres zu gewährenden Taschengel- 
des betrug zu Beginn des Rechnungsjahres 1971 in acht Ländern 
der Bundesrepublik 35 DM, in Hessen und Berlin (West) 40 DM 
und in Bremen 42 DM monatlich. Somit erhielten zu diesem Zeit- 
punkt und in den meisten Ländern bis weit in das Jahr 1971 
hinein, z. T. bis einschließlich Dezember 1971, die überwiegende 
Mehrheit der in Anstalten und Heimen untergebrachten taschen- 
geldberechtigten Empfänger von Kriegsschadenrente nach dem 
Lastenausgleichsgesetz ein Taschengeld in gleicher Höhe wie 
die Hilfeempfänger nach dem BSHG. 
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Ebenso wie die Länder bei der Neufestsetzung der Leistungen 
nach dem BSHG hat auch die Bundesregierung im Bereich der 
Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz (LAG) der 
zunehmenden Erhöhung der Lebenshaltungskosten Rechnung 
getragen. Sie hat in entsprechender Angleichung an die Renten- 
erhöhungen in der gesetzlichen Rentenversicherung auf Grund 
des 14. Rentenanpassungsgesetzes und die Rentenerhöhungen 
in der Kriegsopferversorgung in dem von ihr am 21. Oktober 
1971 beschlossenen Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anpas- 
sung der Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz 
(4. Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetz - 4. UAG) vorgeschlagen, 
die geltenden Sätze der Unterhaltshilfe und die Sätze des den 
Empfängern von Kriegsschadenrente bei Heimunterbringung zu 
gewährenden Taschengeldes vom 1. Januar 1972 ab um im 
Schnitt 8,5 vom Hundert zu erhöhen. Das bedeutet, daß das 
Taschengeld nach Inkrafttreten des 4. UAG rückwirkend vom 
1. Januar 1972 ab 

a) für einen alleinstehenden Berechtigten 

oder einen Ehegatten von 35 DM auf 38 DM, 

b) für gemeinsam untergebrachte 

Ehegatten von 60 DM auf 66 DM, 

c) für Kinder und Vollwaisen von 12 DM auf 13 DM 

angehoben werden soll. 

Nach der Vorgeschlagenen Aufstockung erreichen die Taschen- 
geldsätze nach § 292 Abs. 4 Satz 5 LAG zwar nicht die Höhe der 
entsprechenden Leistungen nach dem BSHG. Abgesehen davon, 
daß sich die in den einzelnen Ländern bis in die Stadt- und Land- 
kreise hinein unterschiedlichen Taschengeldsätze nach dem 
BSHG kaum als Vergleichsmaßstab für das im Bundesgebiet ein- 
heitliche Taschengeld nach § 292 LAG eignen, sieht sich die 
Bundesregierung in ihrer Beurteilung der Angemessenheit und 
damit in der Entscheidung über die Höhe der von ihr vorzuschla- 
genden Leistungsverbesserungen nicht durch Verwaltungsrege- 
lungen oder Empfehlungen von Landesbehörden gebunden. 

Der Regierungsentwurf eines 4. UAG nebst Stellungnahme des 
Bundesrates und der Gegenäußerung der Bundesregierung hier- 
zu sind Ihnen mit Anschreiben des Herrn Bundeskanzlers vom 
18. Februar 1972 zugeleitet worden. 

Ergänzend möchte ich darauf hinweisen, daß die Bundesregie- 
rung - der vom Bundesrat beim ersten Durchgang des 3. UAG 
gefaßten Entschließung folgend - in dem Entwurf eines 25. Ge- 
setzes zur Änderung des LAG in Anpassung an die entspre- 
chende Regelung in der gesetzlichen Rentenversicherung und 
in der Kriegsopferversorgung mit Wirkung vom 1. Januar 1973 
ab die Dynamisierung der Unterhaltshilfe Vorschlägen wird. Da 
vorgesehen ist, in die Dynamisierung auch die Taschengeld- 
sätze des § 292 Abs. 4 LAG einzubeziehen, werden diese dann 
ebenfalls jährlich und nicht wie bisher nur im Abstand von 
jeweils mehreren Jahren angehoben werden. 
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2. Sollte bei einer Neuregelung der Taschengeldsätze nach § 292 
Abs. 4 Satz 5 LAG für gemeinsam in Einrichtungen unter- 
gebradite Eheleute entsprechend der Regelung der Sozialhilfe 
nicht ein Taschengeld getrennt für jeden Ehegatten gewährt 
werden? 


Die Bundesregierung beabsichtigt auch im Falle künftiger Neu- 
regelungen der Taschengeldsätze nach § 292 Abs. 4 Satz 5 LAG 
nicht, für gemeinsam in Einrichtungen untergebrachte Eheleute 
ein Taschengeld gleicher Höhe für jeden Ehegatten entspre- 
chend der Regelung der Sozialhilfe festzusetzen. Sie ist der Auf- 
fassung, daß für ein gemeinsam in einem Heim untergebrachtes 
Ehepaar ebenso wie bei der Bemessung des Unterhaltshilfe- 
satzes auch beim Taschengeld zur Deckung kleinerer persön- 
licher Bedürfnisse eine Verdoppelung des für den Alleinstehen- 
den geltenden Satzes nicht notwendig ist. 


3. Welche zusätzlichen Kosten würden sich aus einer Anpassung 
der Taschengeldsätze nach dem LAG an die höheren Leistungen 
der Länder nach dem BSHG ergeben? 

Unter Zugrundelegung der EDV-Statistik, die bei der Lastenaus- 
gleichsbank für die überwiegende Zahl der Länder über die 
Kriegsschadenrente nach dem LAG geführt wird, und der letzten 
Sozialhilfestatistik des Statistischen Bundesamtes sind z. Z. etwa 
15 000 Empfänger von Kriegsschadenrente - davon etwa 10 vom 
Hundert gemeinsam mit ihren Ehegatten in einer Anstalt, einem 
Heim oder einer vergleichbaren Einrichtung untergebracht. Die 
Anzahl der Berechtigten, denen der Sozialhilfeträger oder der 
Träger der Kriegsopferfürsorge kein Taschengeld nach Maß- 
gabe des § 292 Abs. 4 Satz 5 LAG gewährt, weil ein entsprechen- 
der oder darüber hinausgehender Betrag aus nicht in Anspruch 
genommenen Teilen der Kriegsschadenrente oder aus sonstigen 
Einkünften zur Verfügung steht, ist mit etwa 5000 zu veran- 
schlagen. Demnach ist bei der Kostenberechnung von gegen- 
wärtig 10 000 Taschengeldempfängern, darunter 1000 Ehepaaren 
auszugehen. 

Bei Berücksichtigung der durch das 4. UAG erhöhten Taschen- 
geldsätze beträgt der Aufwand im Rechnungsjahr 1972: 

9000 Alleinstehende X 38 DM X 12 Monate 4,10 Mio DM 

1000 Ehepaare X 66 DM X 12 Monate 0,79 Mio DM 

zusammen 4,89 Mio DM. 

Werden dagegen die nach dem BSHG sich ergebenden Durch- 
schnittssätze zugrunde gelegt, würde der Aufwand an Taschen- 
geld für den gleichen Zeitraum betragen: 

9000 Alleinstehende X 45 DM X 12 Monate 4,86 Mio DM 

1000 Ehepaare X 90 DM X 12 Monate 1,08 Mio DM 

zusammen 5,94 Mio DM. 
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Der Mehraufwand bei Anhebung der Taschengeldsätze be- 
läuft sich danach auf 

1,05 Mio DM, 

Bei der Hochrechnung auf die gesamte Laufzeit der Kriegsscha- 
denrente ist zu berücksichtigen, daß der nach Lebensversiche- 
rungsgrundsätzen ermittelten durchschnittlichen Lebenserwar- 
tung der UH-Empfänger von noch etwa zehn Jahren ein nicht 
unerheblicher künftiger Zugang pflegebedürftig werdender UH- 
Empfänger in den Heimen gegenübersteht. Im Hinblick auf 
beide gegenläufige Komponenten dürfte sich etwa eine durch- 
schnittliche Laufzeit von 15 Jahren ergeben. Der gesamte Mehr- 
aufwand ohne Berücksichtigung späterer Erhöhungen der 
Taschengeldsätze beträgt danach 

15,75 Mio DM. 

Genscher 
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